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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 110/11 B 
 
L 3 AS 3949/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 9 AS 3265/08 (SG Mannheim) 
 
 
 
………………………………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. August 2011 durch den Vorsitzenden  

Richter   Prof.  Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Dr.  B e c k e r    und   die Richterin  

H a n n a p p e l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 24. Mai 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Die Klägerin stützt ihre Beschwerde zuerst auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, 

der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 

beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). 

Schon daran mangelt es. In der Beschwerdebegründung wird nur die grundsätzliche Bedeutung 

der Sache behauptet, aber keine Rechtsfrage formuliert. 

 

Soweit unter zweitens das Vorliegen eines Verfahrensmangels gerügt wird, fehlt es ebenfalls an 

der Bezeichnung eines solchen. Es werden nur Ausführungen zu Zahlungen der Klägerin, 

deren finanzielle Verhältnisse und der Anerkennung von Fortbildungskosten - also anscheinend 

in der Sache - gemacht, nicht aber zu dem Verfahren des LSG.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  
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